
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die Amtliche Sammlung!

Ja
Ja
Nein

Gesetz:

Leitsätze

RVO §§ 394, 395, §§ 405, 1396, 1397; AVG §§ 118, 119; ZPO § 38 Internationale Zuständigkeit; ArbGG § 2 Abs. 
1 Nr. 2; RsprEinhG §§ 2, 11; BGB § 670; Internationa­
les Privatrecht - Arbeitsrecht

1. Für die Hage eines Arbeitgebers gegen seinen Ar­
beitnehmer auf Erstattung nachentrichteter Arbeit­
nehmeranteile zur Sozialversicherung sind die Ge­
richte für Arbeitssachen zuständig; daran hat der 
Beschluß des Gemeinsamen Senats der obersten Ge­
richtshöfe des Bundes vom 4. Juni 1974 (AP Nr. 3 
zu § 405 RVO) nichts geändert.

2. Der Arbeitgeber kann von seinem Arbeitnehmer die 
Erstattung rückständiger Arbeitnehmeranteile zur 
Sozialversicherung nur im Lohnabzugsverfahren nach 
näherer Maßgabe der §§ 394, 395, 1397 RVO, § 1*19 AVG verlangen. Ist ein Lohnabzugsverfahren wegen 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht mehr 
möglich, so ist ein Erstattungsanspruch ausge­
schlossen (Bestätigung von BAG 6, 7 = AP Nr. 1 zu 
§§ 394, 395 RVO).

3. Die Beschränkung des Erstattungsanspruchsauf das 
Lohnabzugsverfahren gilt auch dann, wenn der Ar­
beitnehmer wegen seiner Beschäftigung im Ausland 
nicht dem deutschen, sondern einem vergleichbaren 
ausländischen Sozialversicherungssystem unterwor­
fen ist, die Arbeitsvertragsparteien aber für
ihr Arbeitsverhältnis die Geltung deutschen Rechts 
vereinbart haben.

Aktenzeichen: 5 AZR 443/76
Urteil des BAG vom 12. Oktober 1977 LAG Frankfurt/Ma in
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5 AZR 445/76
6 Sa 485/75 Frankfurt/Ha in

Verkündet am 
12. Oktober 1977
gez. Schartel, 
Angestellter 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes! 

URTEIL

ln Sachen

PP*

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 12. Oktober 1977 durch die Vor­
sitzende Richterin Professorin Dr. lilger, die Richter Siara 
und Dr. Seidensticker sowie die ehrenamtlichen Richter Hei­
denreich und Krebs für Recht erkannt:.

1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil 
des I/andesarbeitsgerichts Frankfurt (Main) 
vom 11. Mürz 1976 - 6 Sa 485/75 - wird zu­
rückgewiesen.

2. Die Klägerin trägt die Kosten der Revision.

V o n  R e c h t s w e g e n  !
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Tatbestand:

Der Beklagte war vom 14. Juli 1968 bis zu seiner 
fristlosen Entlassung vom 23. April 1971 bei der Kläge­
rin als Leiter der Analysenabteilung Gruppe A beschäf­
tigt. Er wurde in Gampione d'Italia, einer zum italie­
nischen Staatsgebiet gehörenden Enklave in der Schweiz 
nahe Lugano, eingesetzt und erhielt für seine Tätigkeit 
eine wöchentliche Pauschalvergütung von 250,—  DM so­
wie eine Umsatzbeteiligung. In dem schriftlichen Anstel­
lungsvertrage vom 25. Juli 1968 haben die Parteien Düs­
seldorf als Gerichtsstand für alle Angelegenheiten und 
Eechtsstreitigkeiten aus diesem Vertrage bestimmt und 
die Geltung deutschen Hechts vereinbart. Anstelle von 
Düsseldorf wurde später auf Wunsch der Klägerin Frank­
furt (Main) als Gerichtsstand festgelegt.

Ebenfalls am 25. Juli 1968 Unterzeichnete der Be­
klagte eine Zusatzerklärung, wonach er zur Kenntnis 
nahm, daß er seine Bezüge brutto für netto ausgezahlt 
erhalte und die in Frage kommenden Steuern und Versi­
cherungen selbst zahlen müsse, ferner daß die Klägerin 
für, diese Beträge nicht haftbar sei* Dementsprechend 
zahlte ihm die Klägerin während des Arbeitsverhältnis­
ses seine Vergütung ohne Abzüge aus.

Nach dem Ausscheiden des Beklagten wurde die Klä­
gerin von der zuständigen italienischen Sozialversi­
cherung sbehörde in Como zur Nachentrichtung der Sozial- 
afegaben für den Beklagten herangezogen. Die auf die 
nachentrichteten Sozialabgaben entfallenden Arbeitneh­
meranteile beliefen sich auf insgesamt 1.850.962 Lire.

Mit der vorliegenden Klage verlangt die Klägerin 
von dem Beklagten Erstattung der auf diesen entfallen­
den Beitragsanteile in Höhe von umgerechnet 10.545,—
DM nebst 4 % Verzugszinsen. Sie hat vorgetragen:

Da sie nach dem Ausscheiden des Beklagten aus ih­
ren Diensten keine Einbehaltungsmöglichkeiten mehr ge-
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habt habe, sei der Beklagte um die an die italienische 
Sozialversieherungsbehörde abgeführten Arbeitnehmeran­
teile ungerechtfertigt bereichert. Sie könne daher von 
ihm die Erstattung der Arbeitnehmeranteile verlangen. 
Die italienische Sozialversicherungsbehörde habe ihr 
mit Schreiben vom 19. Juli 1972 auch bestätigt, daß sie 
aufgrund der italienischen Gesetzesbestimmungen das 
Hecht habe, sich wegen der Entrichtung der Arbeitneh-- 
meranteile beim Beklagten schadlos zu halten. Da der Be 
klagte inzwischen als Selbständiger tätig sei, habe er 
die Möglichkeit, sich die Arbeitnehmeranteile von dem 
italienischen Sozialversicherungsträger auszahlen zu 
lassen. Entsprechende Anträge habe er bereits gestellt. 
Darüber hinaus habe sich der Beklagte ihr gegenüber ver 
traglich zur Erstattung der Beiträge verpflichtet; denn 
sein italienischer Bevollmächtigter Dr. V B
habe in einem Schreiben an ihren Bevollmächtigten Dr.
5 -P vom 8. Mai 1972 erklärt, sein Man­
dant sei bereit, die Summe von 1.850.000 Lire für zu 
seinen Lasten gehende Beiträge zurückzuzahlen.

Die Klägerin hat zuletzt beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, an sie
10.54- 5,—  HM nebst 4 % Zinsen aus
10.54- 5,—  DM für die Zeit vom 2. bis 
zum 22. März 1972, aus 5.582,35 DM für die Zeit vom 23. März 1972 bis 
zum 20. November 1973, aus 2.890,42 DM 
für die Zeit vom 21. November 1973 
bis zum 4. Dezember 1973 und aus 
1.323,97 DM seit dem 5. Dezember 1973 
zu zahlen.

Der Beklagte hat Klageabweisung beantragt und ent­
gegnet :

Als Arbeitgeberin habe die Klägerin die Pflicht ge 
habt, ihn nach den entsprechenden italienischen Geset­
zesbestimmungen ordnungsgemäß bei der Sozialversiche­
rungsbehörde anzumelden und die anteiligen Sozialversi­
cherung sbeiträge von seinem Gehalt einzubehalten. Dies
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habe sie jedoch nicht getan, sondern ihn lediglich als 
Tourist angemeldet. Nach seinem Ausscheiden könne sie 
von ihm eine Erstattung der Beitragsanteile nicht ver­
langen. Auf das Schreiben seines Bevollmächtigten Dr.
B vom 8. Mai 1972 könne die Klägerin ihren An­
spruch nicht stützen. Es habe sich hierbei lediglich um 
einen Vorschlag im lahmen der damals geführten Ver­
gleichsverhandlungen gehandelt, die jedoch gescheitert 
seien.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das 
Landesarbeitsgericht hat sie abgewiesen. Mit ihrer Re­
vision verfolgt die Klägerin ihr Zahlungsbegehren wei­
ter.

Entscheidungsgründe:

Die Revision der Klägerin konnte keinen Erfolg ha­
ben.

I. Die Klage ist zulässig. Die Vorinstanzen haben mit 
Recht die internationale Zuständigkeit und den Rechts­
weg zu den Gerichten für Arbeitssachen als gegeben er­
achtet.

1. Die internationale Zuständigkeit bestimmt sich man­
gels besonderer Regelungen im wesentlichen nach den Vor­
schriften der Zivilprozeßordnung über die örtliche Zu­
ständigkeit. Ist danach ein deutscher Gerichtsstand be­
gründet, dann ist das deutsche Gericht im Regelfälle 
auch international zuständig (vgl. BAG AP Nr. 5 zu 
§ 38 ZPO Internationale Zuständigkeit [zu 2 der Grün­
de] ; BAG AP Nr. 2 zu § 106 BetrVG 1972 [zu II 2 der 
Gründe]} BGHZ [GrS] 44, 46 [47] - AP Nr. 3 zu § 512 a 
ZPO [zu 2 der Gründe]).

Die örtliche Zuständigkeit richtet sich im vorlie­
genden Palle nach den §§12 ff. ZPO in der vor Inkraft­
treten des Gesetzes zur .Änderung der Zivilprozeßordnung
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vom 21. März 1974 (BGBl. I, 753) geltenden Passung; 
denn die Neufassung findet nach Art. 3 des genannten 
Gesetzes nur Anwendung auf Streitsachen, die nach sei­
nem Inkrafttreten anhängig geworden sind. Die vorlie­
gende Klage ist aber bereits am 13. Juni 1972 einge­
reicht worden. Zu dieser Zeit konnten nach § 38 ZK) 
a. F. auch die Parteien eines Arbeitsverhältnisses die 
örtliche Zuständigkeit eines an sich unzuständigen Ge­
richts durch Vereinbarung bestimmen. Das ist hier ge­
schehen, indem die Parteien Frankfurt (Main) als Ge­
richtsstand vereinbart haben. Damit haben sie zugleich 
die internationale Zuständigkeit der deutschen Gerichts­
barkeit begründet.

2. Auch der Rechtsweg zu den Gerichten für Arbeitssa­
chen ist gegeben; denn es handelt sich um eine bürger­
lich-rechtliche Hechtsstreitigkeit zwischen Arbeitge­
ber und Arbeitnehmer aus dem Arbeitsverhältnis im Sinne 
von § 2 Abs. 1 Nr. 2 ArbGG und nicht um eine öffentlich- 
rechtliche Streitigkeit.

a) Der eingeklagte Erstattungsanspruch ist allerdings 
eine Folgewirkung des italienischen Sozialversicherungs­
rechts, das wie das deutsche Sozialversicherungsrecht 
öffentlich-rechtlicher Natur ist und dem die Parteien 
deshalb nach dem für das öffentliche Kollisionsreeht 
geltenden Territorialitätsprinzip (vgl. BGH NJW I960,
1101 f. [zu 2 der Gründe]) unterlagen, weil der Ort, an 
dem der Beklagte beschäftigt wurde, zum italienischen 
Staatsgebiet gehört. Der Klageanspruch resultiert daraus, 
daß das italienische ebenso wie das deutsche Sozialver­
sicherungsrecht den Arbeitgeber zur Zahlung auch der auf 
den Arbeitnehmer entfallenden und von ihm letztlich zu 
tragenden Beitragsanteile verpflichtet und die italie­
nische Sozialversicherungsbehörde sich deshalb auch in­
soweit an den Arbeitgeber hält. Das ergibt sich aus Art. 
*19 des italienischen Gesetzes über die Neuregelung der 
Renten der obligatorischen Invaliditäts-, Alters- und
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Hinterbliebenenversieherung vom 4-, April 1952 (Riordina 
mento delle pensioni dell'assicurazione obbligatoria 
per 1'invaliditä, la veechiaia eti superstiti), veröf­
fentlicht im Supplemento ordinario alia Gazzetta 
Ufficiale (Regelmäßiges Ergänzungsblatt zum Amtsblatt) 
Nr. 89 vom 15. April 1952. Die Vorschrift lautet:

"II datore di lavoro e responsabile del 
pagamento dei contributi anche per la 
parte a carico del lavoratore; qualunque 
patto in contrario e nullo.
II contributo a carico del lavoratore 
e trattenuto dal datore di lavoro sulla 
retribuzione corrisposta al lavoratore 
stesso alia seadenza del periodo di 
paga cui il contributo si riferisce."

Zu deutsch:

"Der Arbeitgeber ist für die Entrichtung 
auch desjenigen Anteils der Beiträge 
verantwortlich, den der Arbeitnehmer zu 
tragen hat; jegliche gegenteilige Ver­
einbarung ist nichtig.
Der Arbeitgeber behält den Anteil, den 
der Arbeitnehmer zu tragen hat, von dem 
Entgelt ein, das er dem Arbeitnehmer für 
den Zeitraum zu zahlen hat, auf den 
sich der Beitrag bezieht."

Die durch die Pflicht zur Abführung der Sozialver­
sicherungsbeiträge begründeten Rechtsbeziehungen zwi­
schen der italienischen Sozialversicherungsbehörde und 
dem Arbeitgeber sind öffentlich-rechtlicher Art. Das 
bedeutet jedoch nicht ohne weiteres, daß auch der Aus- 
gleichsanspruch des Arbeitgebers gegen seinen Arbeitneh 
mer ebenfalls dem öffentlichen Recht zuzuordnen wäre.

b) Für das in dieser Beziehung vergleichbare deutsche 
Recht hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts in 
seinem Urteil vom 3. April 1958 (BAG 6, 7 C93 58 AP Nr.
1 zu §§ 394-, 395 RVO [zu I der Gründe]) entschieden, 
daß der Anspruch eines Arbeitgebers gegen seinen ausge­
schiedenen Arbeitnehmer auf Erstattung der Arbeitnehmer
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anteile zur Sozialversicherung bürgerlich-rechtlicher 
Natur und deshalb der Rechtsweg zu den Arbeitsgerich­
ten und nicht zu den Sozialgerichten gegeben sei, weil 
der Arbeitgeber eine Beitragserstattung nicht im An­
rechnung sverfahren der §§ 394, 395 RVO verlange und 
sich daher für sein Klagebegehren gerade nicht auf die 
Vorschriften der IVO, sondern auf allgemeine bürger­
lich-rechtliche Vorschriften berufe.

c) Diese Entscheidung ist durch den Beschluß des Ge­
meinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes 
vom 4. Juni 1974 (AP Nr. 3 zu § 405 RVO) nicht überholt. 
Dort hat der Gemeinsame Senat ausgesprochen, daß der An­
spruch des nicht versicherungspflichtigen Angestellten 
auf Zahlung des Arbeitgeberzuschusses zur Krankenver­
sicherung nach § 405 RVO, selbst wenn es um einen Zu­
schuß für eine private Krankenversicherung geht, ein 
öffentlich-rechtlicher Anspruch auf dem Gebiete der So­
zialversicherung ist und deshalb der Rechtsweg zu den 
Sozialgerichten beschritten werden muß, obwohl es sich 
um einen Anspruch des Arbeitnehmers gegen seinen Arbeit­
geber handelt. Im vorliegenden Palle geht es nicht 
um einen gesetzlichen Anspruch des Arbeitnehmers auf 
einen Arbeitgeberzuschuß zur Sozialversicherung, so daß 
der Senat durch den Beschluß des Gemeinsamen Senats 
der obersten Gerichtshöfe des Bundes nicht gehindert 
ist, den hier geltend gemachten Erstattungsanspruch 
als einen im Zivilrechtsweg zu verfolgenden bürgerlich- 
rechtlichen Anspruch anzusehen; einer Vorlage an den 
Gemeinsamen Senat nach den §§ 2, 11 des Gesetzes zur 
Wahrung der Einheitlichkeit der Rechtsprechung der 
obersten Gerichtshöfe des Bundes vom 19. Juni 1968 
(BGBl. I, 661) bedarf es hierzu nicht. Der Beschluß des 
Gemeinsamen Senats stellt jedoch Maßstäbe für die Ab­
grenzung von sozialversicherungsrechtlichen und arbeits­
rechtlichen Ansprüchen auf, die über die entschiedene 
Rechtsfrage hinaus allgemeine Bedeutung haben und die 
deshalb auch für andere Palle Beachtung verlangen.
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Der Gemeinsame Senat ist von dem Grundsatz ausge­
gangen, daß sich die Art einer Streitigkeit - öffentlich- 
rechtlich oder bürgerlich-rechtlich - nach der Natur 
des Rechtsverhältnisses richtet, aus dem der Klagean­
spruch hergeleitet wird. Als maßgebliches Kriterium 
für die Natur des Rechtsverhältnisses sieht es der Ge­
meinsame Senat an, ob der Anspruch nach Voraussetzung 
und Rechtsfolge auf das Privatrecht oder auf das öffent­
liche Recht, hier speziell auf das Recht der Sozialver­
sicherung verweist und einem ihm eigentümlichen Siche­
rungszweck dient. Dagegen hält er es nicht für aus­
schlaggebend, daß die beteiligten Parteien zueinander 
nicht in einem hoheitlichen Verhältnis der Über- und 
Unterordnung stehen, sondern einander gleichgeordnet 
sind.

d) Beurteilt man den vorliegenden Pall nach diesen 
MaßStäben, so ergibt sich, daß der eingeklagte Erstat­
tungsanspruch nach Voraussetzung und Rechtsfolge nicht 
im Sozialversicherungsrecht verankert ist und auch 
nicht einem der Sozialversicherung eigentümlichen Si­
cherungszweck dient, daß er seine Rechtsgrundlage viel­
mehr im Privatrecht, nämlich in § 670 1GB, findet.

Nach § 670 1GB ist der Auftraggeber dem Beauf­
tragten zum Ersatz derjenigen Aufwendungen verpflich­
tet, die dieser zur Ausführung der Auftrags gemacht 
hat und die er den Umständen nach für erforderlich hal­
ten durfte. Eine unmittelbare Anwendung dieser Vor­
schrift auf Pälle der vorliegenden Art kommt allerdings 
nicht in Präge, weil die Abführung der Beitragsanteile 
des Arbeitnehmers zur Sozialversicherung auf einer 
durch die Sozialversicherungsgesetze begründeten öf­
fentlich-rechtlichen Pflicht des Arbeitgebers und 
nicht auf einem vertraglich begründeten Auftrag beruht. 
Gleichwohl wird § 670 BGB auch in solchen Süllen heran­
gezogen, in denen der Arbeitgeber kraft gesetzlicher 
Vorschrift für den Arbeitnehmer öffentlich-rechtliche
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Leistungen erbringen muß, die letztlich der Arbeitneh­
mer zu tragen hat. Das gilt nach der ständigen Recht­
sprechung des Sundesarbeitsgerichts für den Anspruch 
des Arbeitgebers gegen seinen Arbeitnehmer auf Erstat­
tung der für diesen abgeführten Lohnsteuern, für den 
stets der Rechtsweg zu den Gerichten für Arbeitssachen 
angenommen wurde (vgl. AP Hr. 20 zu § 670 BGB, auch zur 
Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung bestimmt 
[vor I der Gründe m.w.H.]). In dieser Entscheidung ist 
(zu I 2 c der Gründe) ausgeführt, daß die Rechtsbezie­
hungen zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer 
aus Anlaß des Lohnsteuerabzugsverfahrens Teil des Ar­
beit sverhältnisses und der ihm innewohnenden Redlich­
keitspflicht des Arbeitnehmers sind, die in diesem Zu­
sammenhang durch die Vorschriften des Auftragsrechts 
konkretisiert wird.

Ebenso hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsge­
richts für den vergleichbaren Anspruch des Arbeitgebers 
gegen seinen Arbeitnehmer auf Rückerstattung einer über­
zahlten Berlinzulage den Rechtsweg zu den Gerichten für 
Arbeitssachen als gegeben angesehen (Urteil vom 9. 
Dezember 1976 - 3 AZR 371/75 - [demnächst] AP Hr. 1 
zu § 611 BGB Erstattung [zu I der Gründe]). Dort hatte 
der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer irrtümlich eine 
zu hohe Berlinzulage ausgezahlt und den überzahlten Be­
trag später dem Finanzamt erstatten müssen, weshalb er 
mit seiner Klage nunmehr einen entsprechenden Ausgleich 
von seinem Arbeitnehmer verlangte. Der Anspruch des Ar­
beitnehmers auf die Berlinzulage beruhte auf dem Ge­
setz zur Förderung der Berliner Wirtschaft vom 29. Ok­
tober 1970 (BGBl. I, 1482). Der eigentliche Schuldner 
dieses Anspruchs ist der Fiskus, vertreten durch die 
zuständigen Finanzämter. Der Arbeitgeber muß die Zula­
ge zwar errechnen und aus der Summe der Lohnsteuerabzü­
ge erfüllen; er wird dabei aber für den Fiskus tätig 
und handelt gleichsam als dessen Zahlstelle. Die Zula­
ge gilt nicht als Bestandteil des Lohnes und hat öffent-
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lieh-rechtlichen Charakter. Zahlt der Arbeitgeber seinem 
Arbeitnehmer zu Lasten des Fiskus eine zu hohe Berlinzu- 
lage aus, so muß er den zuviel gezahlten Betrag dem Fi­
nanzamt erstatten (§ 29 Abs. 4 Satz 1 Berlin-FörderungsG). 
Auch dieser Erstattungsanspruch des Finanzamts ist öf­
fentlich-rechtlicher Natur. Den im Falle der Überzahlung 
entstehenden Ausgleichsanspruch des Arbeitgebers gegen
seinen Arbeitnehmer hat der Dritte Senat des Bundesar-

\beitsgerichts dagegen als einen privatrechtliehen An­
spruch aus dem Arbeitsverhältnis angesehen und dazu aus­
geführt, wirtschaftlich gehe es zwar auch hier um die 
Rückabwicklung einer öffentlichen Leistung; dadurch wür­
den aber gleichzeitig die arbeitsrechtlichen Beziehun­
gen geprägt, denn die Regelungen des Berlin-Förderungs­
gesetzes konkretisierten die Rechte und Rflichten aus 
dem Arbeitsverhältnis; weiche ein Vertragspartner von 
diesen Grundsätzen ab, so könnten daraus für den ande­
ren Vertragspartner Schadenersatz- ©der Erstattungsan­
sprüche entstehen, die vor den Arbeitsgerichten zu ver­
folgen seien.

e) Für den vorliegenden Anspruch des Arbeitgebers auf 
Erstattung der von ihm abgeführten Arbeitnehmerbeiträ­
ge zur Sozialversicherung kann die Rechtslage nicht an­
ders beurteilt werden. Auch hier geht es um den Aus­
gleich öffentlich-rechtlicher Leistlingen, die vom Arbeit­
geber im Interesse des Arbeitnehmers und für diesen er­
bracht worden sind. Da das Sozialversicherungsrecht kei­
ne den Erstattungsanspruch begründende Norm enthält, 
kann sich der Anspruch nur aus dem durch die Vorschrif­
ten des Auftragsrechts insoweit konkretisierten Arbeits­
verhältnis ergeben. Zwar wird der Erstattungsanspruch 
auch im Sozialversicherungsrecht angesprochen, wo der 
Arbeitgeber für diesen Anspruch auf das Lohnabzugsver­
fahren verwiesen wird (vgl. §§ 594, 595, 1597 EVO, § 119 
Abs. 1 und 5 AVG; ebenso für das italienische Recht Art.
19 Abs. 2 des obengenannten Gesetzes vom 4. April 1952)»
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Diese Vorschriften begründen aber selbst nicht -unmittel­
bar den Erstattungsanspruch, sondern regeln nur die Art 
und Weise, wie er zu realisieren ist. Sie setzen sein 
Bestehen mithin voraus. Daher handelt es sich bei dem 
Erstattungsanspruch nicht um einen nach Voraussetzungen 
und Rechtsfolge dem Sozialversicherungsrecht zugehöri­
gen Anspruch. Er dient, anders als der Anspruch auf den 
Arbeitgeberzuschuß nach § 405 HVO, auch nicht einem der 
Sozialversicherung eigentümlichen Sicherungszweck, näm­
lich der Sicherung der Beitragsleistungen. Diese sind 
bei der Entstehung des Erstattungsanspruchs erbracht. Es 
geht nur noch darum, wer die für die Sozialversicherung 
des Arbeitnehmers aufgewendeten Leistungen im Innenver­
hältnis zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber letztlich 
zu tragen hat. Zwar muß aubh für die Entscheidung die­
ser Präge auf Vorschriften des Sozialversicherungsrechts 
zurückgegriffen werden; ob der Arbeitgeber die Erstat­
tung seiner Aufwendungen verlangen kann, hängt von der 
sozialversicherungsreehtlichen Vorfrage ab, ob dem Ar­
beitnehmer insoweit eine Beitragslast auferlegt war, zu 
deren Ablösung die Aufwendungen des Arbeitgebers dien­
ten. Es ist aber nichts Ungewöhnliches, daß im Rahmen 
bürgerlich-rechtlicher Rechtsstreitigkeiten von den da­
für zuständigen Zivilgerichten auch öffentlich-rechtli­
che Vorfragen zu prüfen sind. So haben etwa bei der Kla­
ge eines Arbeitnehmers gegen seinen Arbeitgeber, mit 
der er diesen auf Ersatz seines Rentenschadens wegen 
angeblich nicht oder nicht richtig abgeführter Sozial­
versicherungsbeiträge in Anspruch nimmt, die für eine 
solche Schadenersatzklage zuständigen Arbeitsgerichte 
(vgl. BAG AP Hr. 1 zu § 823 BGB Schutzgesetz) auch die 
Präge zu prüfen, ob der Arbeitgeber seine sozialver­
sicherungsrechtlichen Pflichten in bezug auf die Bei­
tragsleistung verletzt hat.

Pür den eingeklagten Erstattungsanspruch ist mit­
hin der Rechtsweg zu den Gerichten für Arbeitssachen ge­
geben.
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II. Die Klage ist jedoch unbegründet.

1. Das Landesarbeitsgericht hat zutreffend angenommen, 
daß auf den eingeklagten Erstattungsanspruch deutsches 
Arbeitsrecht anzuwenden ist. Die Parteien haben in ih­
rem Arbeitsvertrag ausdrücklich die Geltung deutschen 
Rechts vereinbart. Gegen die Wirksamkeit dieser Rechts­
wahl bestehen keine Bedenken.

a) Zwischen den Parteien bestand ein Arbeitsverhält­
nis mit Auslandsberührung. Die Klägerin ist eine schwei­
zerische Aktiengesellschaft, der Beklagte deutscher 
Staatsangehöriger. Der Ort, an dem die Arbeit zu lei­
sten war, liegt auf italienischem Staatsgebiet. Hach 
der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
gilt für Arbeitsverträge mit Auslandsberührung der Grund­
satz der Parteiautonomie. Die Vertragsparteien können 
das maßgebliche Recht selbst bestimmen, wobei sich die­
se Wahlfreiheit nicht auf das nachgiebige Recht be­
schränkt (AP Hr. 10 zu Internationales Privatrecht - 
Arbeitsrecht [mit weiteren Rechtsprechungsnachweisen]?
AP Hr. 11 aaO [zu II 2 der Gründe]? AP Hr. 12 aaO [zu
II 1 der Gründe], auch zur Veröffentlichung in der Amt­
lichen Sammlung bestimmt). Im Streitfälle ist durch die 
deutsche Staatsangehörigkeit des Beklagten eine sachli­
che Beziehung zum deutschen Recht gegeben, die die ge­
troffene Rechtswahl trägt.

b) Demgegenüber macht die Revision geltend, das ita­
lienische Arbeitsrecht gehöre nach italienischer Rechts­
auffassung nicht dem Privatrecht, sondern dem öffent­
lichen Recht an? das für den Beschäftigungsort maßgeb­
liche öffentliche Recht könne aber durch Parteiverein­
barung nicht abbedungen werden? die von den Parteien ge­
troffene Rechtswahl sei daher mißglückt, so daß das ita­
lienische und nicht das deutsche Arbeitsrecht gelte.

Es kann dahinstehen, ob die italienische Rechts­
ordnung das gesamte italienische Arbeitsrecht als öf-
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fentliches Recht ausgestaltet hat. Sollte dies zutref­
fen, so führt das gleichwohl nicht zur Außerachtlas­
sung der Rechtswahl der Parteien und zur Anwendung des 
italienischen Arbeitsrechts. Der Wille einer ausländi­
schen Horm, alle Arbeit in ihrem Geltungsbereich zu er­
fassen, kann das inländische Gericht nicht dazu zwingen, 
sich dem bei seinen Entscheidungen zu beugen. Die Fra­
ge nach dem Anwendungsbereich des ausländischen öffent­
lichen Rechts beantwortet sich allein nach dem Kolli­
sionsrecht des Gerichtsstandes und nicht nach dem Gel­
tungswillen der ausländischen Horm (Gamillscheg, Inter­
nationales Arbeitsrecht, 1959, Hr. ISA, S. 193)* Mithin 
entscheidet im vorliegenden Falle allein das deutsche 
Internationale Privatrecht darüber, ob das Arbeitsver­
hältnis der Parteien deutschem oder italienischem Ar­
beit srecht unterliegt. Das deutsche Internationale Pri­
vatrecht aber wird von dem Grundsatz der Parteiautono­
mie beherrscht und erkennt deshalb die hier von den Par­
teien getroffene Wahl des deutschen Arbeitsrechts an.

2. Das Landesarbeitsgericht hat einen Anspruch der 
Klägerin auf Erstattung der von ihr zur italienischen 
Sozialversicherungsbehörde abgeführten Arbeitnehmeran­
teile unter Hinweis auf die §§ 393, 394, 1396, 1397 BVO 
und auf die §§ 118, 119 AVG verneint. Hach diesen Vor­
schriften können die Arbeitgeber die auf ihre Arbeitneh­
mer entfallenden leitragsanteile nur im Wege des Lohn­
abzugsverfahrens wieder einziehen. Ist wegen Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses ein solches Lohnabzugsverfah­
ren nicht mehr möglich, so ist ein Erstattungsanspruch 
ausgeschlossen (BAG 6, 7 C9ff.] ■ AP Hr. 1 zu §§ 394,
$95 HYO [zu II der Gründe]). Das Landesarbeitsgericht 
verkennt nieht, daß die genannten Vorschriften unmittel­
bar nur für die Erstattung von Beiträgen zur deutschen 
Sozialversicherung gelten. Es meint jedoch, in diesen 
Vorschriften komme ein allgemeines, das deutsche Ar­
beitsrecht beherrschendes soziales Schutzprinzip zum
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Ausdruck, das auch dann Geltung beanspruche, wenn es um 
die Erstattung von Beiträgen zu einer ausländischen So­
zialversicherung gehe. Dem tritt der Senat bei.

Die Beschränkung des Erstattungsanspruchs des Ar­
beitgebers auf das Lohnabzugsverfähren gilt für alle 
deutschen Sozialversicherungszweige. Sie hat den Zweck, 
den Arbeitnehmer vor einer Aufhäufung der von ihm zu 
erstattenden Beitragsanteile durch den Arbeitgeber und 
vor einer künftigen Erstattungsklage zu bewahren. Die 
im Interesse des Arbeitnehmers geschaffene Sozialversi­
cherung soll nicht mit der sozial unerwünschten und den 
Gesetzeszweck beeinträchtigenden Begleiterscheinung 
der drückenden Beitragslast und der Beitragsverschul­
dung des Arbeitnehmers sowie der daraus sich ergebenden 
Klage-, Vollstreckungs- und sonstigen Druckmöglichkei­
ten des Arbeitgebers verbunden sein. Solchen unerwünsch­
ten Begleiterscheinungen soll die Beschränkung der Er­
stattung smöglichkeit auf das Lohnabzugsverfahren ent­
gegenwirken (BAG 6, 7 [10] = AP Nr. 1 zu §§ 394-» 395 
RVO [zu II 2 b und c der Gründe]).

Dieser soziale Schutzzweck erfordert es, die oben­
genannten Vorschriften entsprechend auch dann anzuwen­
den, wenn der Arbeitnehmer, dessen Arbeitsvertrag vom 
deutschen Recht beherrscht wird, wegen seiner Beschäfti­
gung im Ausland nicht dem deutschen, sondern einem ver­
gleichbaren ausländischen Sozialversicherungssystem un­
terworfen ist. Das hier in Betracht kommende italieni­
sche Sozialversicherungssystem beruht ebenfalls auf Bei­
trägen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, wobei der 
Arbeitgeber auch die auf den Arbeitnehmer entfallenden 
und von dessen Arbeitsentgelt einzubehaltenden Beitrags­
anteile abzuführen hat (vgl. Art. 19 des oben unter I 
2 zitierten italienischen Gesetzes vom 4. April 1952).
Ob damit der Arbeitgeber nach italienischem Recht für 
seinen Beitragserstattungsanspruch gegen den Arbeitneh­
mer ebenso wie nach deutschem Recht allein auf das Lohn-
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abzugsverfahren verwiesen und jede andere Art der Er­
stattung ausgeschlossen ist, kann unentschieden blei­
ben. Da die Parteien ihre arbeitsvertraglichen Bezie­
hungen deutschem Recht unterstellt haben, muß dem Be­
klagten auch der nach deutschem Recht gegebene Schutz 
des Arbeitnehmers vor Beitragsversehuldung und der dar­
aus sich ergebenden Drucksituation zugtite kommen. Er 
ist insoweit in gleicher Weise schutzbedürftig wie ein 
in Deutschland arbeitender Arbeitnehmer. Denn das ita­
lienische Sozialversicherungssystem führt zu denselben 
unerwünschten Begleiterscheinungen wie das deutsche, 
wenn der Arbeitgeber den Beitragsanteil seines Arbeit­
nehmers nicht - wie Art. 19 Abs. 2 des erwähnten ita­
lienischen Gesetzes vorsieht - vom laufenden Arbeits­
entgelt einbehält, sondern unter Umständen erst nach 
Jahren mit nunmehr zu erheblichen Beträgen aufgelaufe­
nen Erstattungsamsprüchen hervortritt. Dies zeigt sich 
gerade auch im vorliegenden Palle besonders deutlich, 
wo die Klägerin den Beklagten auf Erstattung von Sozial­
versicherungsbeiträgen in Höhe von mehr als 10.000,—  DM 
in Anspruch nimmt.

Hiernach ist es der Klägerin verwehrt, vom Be­
klagten die Erstattung der von ihr nachentrichteten 
Arbeitnehmeranteile zur italienischen Sozialversiche­
rung zu verlangen.

3. Entgegen der Ansicht der Revision kann eine Aus­
nahme von dem Grundsatz, daß eine Realisierung des Bei­
tragserstattungsanspruchs nur im Wege des Lohnabzugs­
verfahrens möglich ist, im vorliegenden Palle nicht des­
wegen gemacht werden, weil der Beklagte die Auflösung 
seines Arbeitsverhältnisses gerade zu dem Zweck herbei­
geführt hätte, um sich einem sonst möglichen Lohnabzugs­
verfahren zu entziehen. Der Beklagte hat sein Arbeits­
verhältnis nicht selbst aufgekündigt, sondern ist von 
der Klägerin fristlos entlassen worden. Dafür, daß er 
seine fristlose Entlassung in der Absicht provoziert hät-
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te, der Klägerin die Erstattungsmöglichkeit durch ent­
sprechende Gehaltsabzüge zu nehmen, fehlt jeder greif­
bare Anhaltspunkt.

4-. Ohne Rechtsirrtum hat das Landesarbeitsgericht 
schließlich angenommen, daß der Beitragserstattungsan­
spruch auch nicht auf eine zwischen den Parteien nach 
Beendigung ihres Arbeitsverhältnisses getroffene Verein­
barung gestützt werden kann. Die Klägerin hat hierzu 
auf das Schreiben des den Beklagten vertretenden Wirt­
schaftsprüfers B an ihren Vertreter, Rechtsan­
walt Dr. 5? -P vom 8. Mai 1972 hingewie­
sen, worin es u. a. heißt, der Beklagte sei bereit, die 
Stimme von 1.850.000,—  Lire für zu seinen Lasten gehen­
de Beiträge zurüekzuzahlen. Hierin will die Klägerin 
ein vertragliches Anerkenntnis sehen. Das genannte 
Schreiben ist jedoch Teil einer zwischen den Vertretern 
der Parteien geführten Korrespondenz zur vergleichswei­
sen Beilegung der aus Anlaß der Auflösung ihres Ar­
beitsverhältnisses entstandenen Streitigkeiten. Das 
Landesarbeitsgericht sieht daher in der gezeigten Be­
reitschaft des Beklagten zur Beitragserstattung mit 
Recht lediglich einen Vorschlag für einen später abzu­
schließenden umfassenden Vergleich, nicht aber ein 
rechtsverbindliches Anerkenntnis. Diese Würdigung des 
Landesarbeitsgerichts wird von der Revision auch nicht 
angegriffen.

III. Hach alledem hat das Landesarbeitsgericht die Kla­
ge zu Recht als unbegründet abgewiesen, so daß die Re­
vision der Klägerin mit der Kostenfolge des § 97 Abs.
1 ZPO zurückzuweisen war.

gez.: Dr. Hilger Siara Dr. Seidensticker

Heidenreich Krebs
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